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BFH – Anhängige Verfahren 
 

 
 

 
 
 

 

AO § 218 Abs 2 S 1: 
Abrechnungsbescheid, Vorauszahlungsbescheid, Säumniszuschlag, Fälligkeit  

Bundesfinanzhof Az: X R 30/21  
Erzeugt ein Vorauszahlungsbescheid aufgrund der Vorschriften des § 37 AO nur eine Fäl-
ligkeit für quartalsweise Steuervorauszahlungen eines einzigen Steuerjahres oder auch für 
folgende Steuerjahre? Ist eine wirksame Rechtsgrundlage für die Fälligkeit einer Voraus-
zahlung festzustellen, wodurch eine Säumnis entsteht? Verstößt § 240 AO gegen das 
Übermaßverbot und ist deshalb verfassungswidrig und nichtig? 

 

 
 
 

 

AO § 218: 
Abrechnungsbescheid, Aufrechnung, Erstattungsanspruch, Abtretung  

Bundesfinanzhof Az: XI R 45/20  
1. War die Aufrechnung der an das FA abgetretenen Umsatzsteuernachforderungsansprü-
che mit Erstattungsansprüchen bzgl. Körperschaftssteuer und Solidaritätszuschlag rechts-
fehlerhaft? 
2. War es rechtserheblich, dass nicht die Klägerin (Leistungsempfängerin), sondern ihre 
Organträgerin den Antrag auf Erstattung der Umsatzsteuer gem. § 27 Abs. 19 UStG ge-
stellt hat? 
3. Wurden zivilrechtliche Ansprüche gegen die Klägerin, auf Grund der Einführung des § 
27 Abs. 19 UStG, zu Unrecht gem. § 313 BGB hergeleitet und hätte die Beurteilung über 
das Bestehen der Umsatzsteuernachforderungsansprüche auf dem Zivilrechtsweg geklärt 
werden müssen? 

 
 
 

 

AO § 227: 
Einfuhrumsatzsteuer, Erlass, Auslegung, Billigkeitsgründe, Ungleichbehandlung  

Bundesfinanzhof Az: VII R 5/23  
Ist § 227 AO hinsichtlich persönlicher Billigkeitsgründe auf die Einfuhrumsatzsteuer an-
wendbar? 
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AO § 355 Abs 1 S 1: 
Umdeutung, Erklärung, Rechtsgeschäft, Steuerberater, Rechtsanwalt  

Bundesfinanzhof Az: VII R 7/23  
Wie weit kann der Anwendungsbereich des § 140 BGB bei Erklärungen eines Angehöri-
gen der steuerberatenden Berufe oder eines Rechtsanwalts ausgeweitet werden? 

 
 
 

 

BewG § 182 Abs 2 Nr 1: 
Vergleichswertverfahren, Gutachterausschuss  

Bundesfinanzhof Az: II R 6/23  
Sind die von den Gutachterausschüssen ermittelten und den Finanzämtern mitgeteilten 
Vergleichspreise nach § 183 Abs. 1 BewG für die Beteiligten im Steuerrechtsverhältnis 
verbindlich und einer gerichtlichen Überprüfung regelmäßig nicht zugänglich? 

 
 
 

 

BewG § 9: 
Bewertung, Grundstück, Miteigentumsanteil, Abschlag, Gemeiner Wert  

Bundesfinanzhof Az: II R 57/22  
Darf bei der Bewertung eines Miteigentumsanteils an einem Grundstück für Erbschaft-
steuerzwecke vom anteiligen Verkehrswert des Grundstücks ein zusätzlicher Marktanpas-
sungsabschlag vorgenommen werden? 

 
 
 

 

BGB § 2042: 
Erbschaftsteuer, Nachlassverbindlichkeit, Erbauseinandersetzung, Erbengemein-
schaft, Testamentsvollstrecker  

Bundesfinanzhof Az: II R 43/22  
Handelt es sich bei den bei einer Auseinandersetzung einer Erbengemeinschaft angefalle-
nen Beratungs- und Lagerkosten um Nachlassregelungskosten, sodass diese als Nachlass-
verbindlichkeiten i.S. des § 10 Abs. 5 Nr. 3 ErbStG abzugsfähig sind, oder handelt es sich 
um nicht abzugsfähige Kosten der Nachlassverwaltung? 
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DBA AUS Art 6: 
Doppelbesteuerung, Besteuerungsrecht, Veräußerungsgewinn, Immobilie, Entstri-
ckungsgewinn  

Bundesfinanzhof Az: I R 6/23  
DBA-Auslegung - Neuabschluss eines DBA - Entstrickungsgewinn1. Erfasst Art. 6 DBA-
Australien 1972 auch Immobilienveräußerungsgewinne?2. Ist mit Inkrafttreten des DBA-
Australien 2015 das inländische Besteuerungsrecht für Immobilienveräußerungsgewinne 
weggefallen und somit ein Entstrickungsgewinn entstanden? 

 
 
 

 

ErbStG § 10 Abs 5 Nr 3: 
Erbschaftsteuer, Erbauseinandersetzung, Rechtsanwaltskosten, Nachlassverbindlich-
keit  

Bundesfinanzhof Az: II R 10/23  
Können Rechtsberatungskosten noch im Zusammenhang mit der Erbauseinandersetzung 
stehen und somit als Nachlassverbindlichkeiten abzugsfähig sein, wenn bereits der Zu-
stand der Nachlassverwaltung eingetreten ist? 

 
 
 

 

ErbStG § 30: 
Schenkungsteuer, Festsetzungsfrist, Festsetzungsverjährung, Anlaufhemmung  

Bundesfinanzhof Az: II R 1/23  
Bewirkt die beim Finanzamt eingegangene Anzeige einer Schenkung nach § 30 ErbStG 
oder erst die angeforderte und abgegebene Schenkungsteuererklärung nach § 31 ErbStG 
die Beendigung der Anlaufhemmung des § 170 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 AO? 

 
 
 

 

ErbStG § 9: 
Erbschaftsteuer, Erhebung, Rückwirkung  

Bundesfinanzhof Az: II R 7/23  
Zulässigkeit der im ErbStAnpG 2016 angeordneten echten Rückwirkung:Reicht es für die 
Zerstörung des Vertrauensschutzes des Steuerpflichtigen aus, wenn nur der Bundestag ein 
Gesetz beschließt aber in der Folge noch der Vermittlungsausschuss angerufen wird? 
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EStG § 10 Abs 1 Nr 5: 
Kinderbetreuungskosten, Sonderausgabe, Getrenntleben, Haushaltszugehörigkeit, 
Zahlung, Rechnung, Beschränkung  

Bundesfinanzhof Az: III R 8/23  
1. Ist die Norm des § 10 Abs. 1 Nr. 5 Satz 1 EStG mit Art. 3 und 6 GG vereinbar? Stellt 
die Haushaltszugehörigkeit des Kindes ein geeignetes Typisierungsmerkmal dar? 
2. Ist das Erfordernis der direkten Zahlung auf das Konto des Leistungserbringers gegen 
Rechnung i.S. des § 10 Abs. 1 Nr. 5 Satz 4 EStG verfassungswidrig? 
3. Ist die Beschränkung der Betreuungskosten auf 2/3 und 4.000 € i.S. des § 10 Abs. 1 Nr. 
5 Satz 1 EStG verfassungswidrig? 

 
 
 

 

EStG § 17 Abs 2: 
Haftung, Nachträgliche Anschaffungskosten, Beteiligung, Werbungskosten, Abfluss, 
Verfügungsmacht  

Bundesfinanzhof Az: VI R 22/22  
1. Führt die Inanspruchnahme eines Gesellschafter-Geschäftsführers als Haftender für 
Gesellschaftsschulden zu nachträglichen Anschaffungskosten auf die Beteiligung i.S. des 
§ 17 EStG?2. Ist der Zeitpunkt des Verlusts der wirtschaftlichen Verfügungsmacht (bspw. 
durch Beschlagnahmung) über ein in Geld oder Geldeswert bestehendes Wirtschaftsgut 
maßgeblich für die zeitliche Zurechnung von Ausgaben i.S. des § 11 Abs. 2 EStG als 
Werbungskosten nach § 9 Abs. 1 S. 1 EStG? 

 
 
 

 

EStG § 19: 
Übertragung, Gesellschaftsanteile, Arbeitnehmer, Arbeitslohn  

Bundesfinanzhof Az: VI R 21/22  
Kann die unentgeltliche Übertragung von Gesellschaftsanteilen, die aus der Argumenta-
tion der Finanzverwaltung heraus aufgrund der langjährigen Betriebszugehörigkeit, der 
tiefen Branchenkenntnisse und den über Jahre bedeutenden Einfluss auf die Unterneh-
mensentwicklung erfolgte, zu Arbeitslohn führen?Die Seite des Steuerpflichtigen sieht 
dagegen keinen Zusammenhang mit dem Dienstverhältnis; die Anteilsübertragung er-
folgte vielmehr aufgrund des engen persönlichen Verhältnisses mit dem Alteigentümer, 
der seine private Erb- und Nachlassplanung umsetzte. 
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EStG § 20 Abs 1 Nr 7: 
Stille Gesellschaft, Kapitalforderung, Bürgschaft, Darlehen, Insolvenz, Verwaltungs-
akt  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 3/23  
Steuerliche Berücksichtigung eines Verlustes aus der Inanspruchnahme als Bürge1. Kann 
die Einkünfteerzielungsabsicht im Rahmen der Berücksichtigung eines Verlustes i.S. des 
§ 20 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 i.V.m. Satz 2 und Abs. 4 EStG damit verneint werden, dass zum 
Zeitpunkt des Forderungsübergangs gemäß § 774 BGB eine Erzielung von Kapitalein-
künften von vornherein ausgeschlossen ist?2. Gilt eine atypisch stille Gesellschaft mit der 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens über das Vermögen der das Handelsgewerbe betrei-
benden GmbH als aufgelöst?3. Führt die Nichtbekanntgabe des Behördenleiters, seines 
Vertreters oder seines Beauftragten zur Anfechtbarkeit des Verwaltungsakts, wenn durch 
die Anfechtbarkeit eine örtliche Zuständigkeit verneint wird, die dem Steuerpflichtigen 
die Möglichkeit zur Ausführung seiner Rechte nimmt? 

 
 
 

 

EStG § 20 Abs 1 Nr 7: 
Bürgschaft, Kapitalforderung, Zinsen, Kapitaleinkünfte, Sonstige Einkünfte  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 7/23  
Führt eine vereinnahmte Bürgschaftsprovision aus der Verpfändung einer Kapitalforde-
rung zu Einkünften nach § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG oder § 22 Nr. 3 EStG? Erfüllen verein-
nahmte Bereitstellungszinsen den Tatbestand des § 20 Abs. 1 Nr. 7 EStG? 

 
 
 

 

EStG § 20 Abs 1 Nr 7: 
Darlehen, Widerruf, Zinsen, Vergleich  

Bundesfinanzhof Az: VIII R 5/23  
Handelt es sich bei der von einer Bank aufgrund eines widerrufenen Darlehensvertrags 
gezahlten Nutzungsentschädigung für bereits geleistete Zahlungen um steuerpflichtige 
Kapitalerträge? 

 
 
 

 

EStG § 32 Abs 1 Nr 2: 
Kindergeld, Pflegekind, Obhut  

Bundesfinanzhof Az: III R 5/23  
Wird ein Pflegekind bereits ab dem Monat der Geburt oder erst ab dem Monat der Haus-
haltsaufnahme kindergeldrechtlich berücksichtigt? 
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EStG § 4 Abs 4a: 
Überentnahmen, Schuldzinsen, Kürzung, Typisierung, Verfassung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 2/23  
Verstößt die typisierte Berechnung der nicht abziehbaren Schuldzinsen mit 6 % der Über-
entnahmen angesichts des strukturellen Niedrigzinsniveaus gegen den allgemeinen 
Gleichheitssatz und das Übermaßverbot mit der Folge, dass für die Streitjahre (2013 bis 
2016) ein Zinssatz von 2,9 % zugrunde gelegt werden kann? 

 
 
 

 

GewStG § 7 S 2 Nr 2: 
Doppelstöckige Personengesellschaft, Veräußerungsgewinn, Gewerbeverlust, Steuer-
schuldner, Durchgriff, Billigkeit  

Bundesfinanzhof Az: IV R 9/23  
Ist bei Anteilsveräußerungen im Rahmen mehrstöckiger Personengesellschaften nur die 
Gesellschaft Schuldnerin der Gewerbesteuer, an der der anteilsveräußernde Gesellschafter 
unmittelbar beteiligt ist? Ist der Gewinn der Tochtergesellschaft aus der Veräußerung ih-
rer Beteiligung an der Muttergesellschaft um für Enkelgesellschaften festgestellte gewer-
besteuerliche Verlustvorträge zu kürzen? Liegt anderenfalls ein vom Gesetzgeber nicht 
gewollter Besteuerungsüberhang vor, der durch eine Billigkeitsmaßnahme nach § 163 AO 
zu korrigieren ist? 

 
 
 

 

GewStG § 8 Nr 1 Buchst e: 
Gewerbesteuer, Gewerbesteuermessbescheid, Hinzurechnung, Anlagevermögen, 
Miete  

Bundesfinanzhof Az: III R 3/23  
Dient das zeitlich begrenzte fiktive Eigentum an Hotel- und Pensionszimmern sowie Feri-
enwohnungen an stetig wechselnden unterschiedlichen Orten jeweils zur Unterbringung 
von Mitarbeitenden auf Dauer der betrieblichen Tätigkeit? Stellen diese Räumlichkeiten 
fiktives Anlagevermögen dar? Sind diese Aufwendungen nach § 8 Nr. 1 Buchst. e Ge-
wStG dem Gewerbeertrag hinzuzurechnen? 

 
 
 

 

GrEStG § 1 Abs 1 Nr 3 S 1: 
Grunderwerbsteuer, Umwandlung, Gesamtrechtsnachfolge  

Bundesfinanzhof Az: II R 5/23  
Kann die Vorbehaltensfrist im Rahmen einer Umwandlung (hier Aufspaltung) im Zuge 
der Gesamtrechtsnachfolge übertragen werden? 
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GrEStG § 1 Abs 3 Nr 1: 
Grunderwerbsteuer, Erbauseinandersetzung, Umwandlung, Neugründung, Frist  

Bundesfinanzhof Az: II R 2/23  
Ist die Neugründung einer Personengesellschaft im Rahmen einer Erbauseinandersetzung 
mit den Umwandlungsfällen des § 1 Abs. 1 UmwStG vergleichbar, sodass auch § 6a Satz 
1 Halbsatz 2 GrEStG weit auszulegen ist? 

 
 
 

 

KStG § 32 Abs 5: 
Kapitalertragsteuer, Erstattungsanspruch, Festsetzungsverjährung, Anlaufhemmung, 
Kapitalverkehrsfreiheit  

Bundesfinanzhof Az: I R 8/23  
Kapitalertragsteuererstattung: Festsetzungsverjährung eines Freistellungsanspruchs nach 
§ 32 Abs. 5 KStG1. Löste das EuGH-Urteil Kommission / Deutschland vom 20.10.2011 - 
C-284/09 (EU:C:2011:670) eine Anlaufhemmung gemäß § 170 Abs. 1 AO für die vier-
jährige Festsetzungsfrist gemäß § 169 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AO im Erstattungsverfahren 
des § 32 Abs. 5 KStG aus?2. Verstößt die allgemeine Anwendbarkeit der Verjährungsre-
gelungen gemäß §§ 169 bis 171 AO im Erstattungsverfahren gemäß § 32 Abs. 5 KStG im 
Hinblick auf das EuGH-Urteil Kommission / Deutschland (EU:C:2011:670) gegen die 
Kapitalverkehrsfreiheit (Art. 63 AEUV)? 

 
 
 

 

KStG § 8b Abs 2: 
Anteil, Teilwertabschreibung, Veräußerungsgewinn, Sonderbetriebsvermögen, Spal-
tung  

Bundesfinanzhof Az: IV R 10/23  
Haftet nach einer Aufspaltung vor Einführung des SEStEG eine vor der Umwandlungs-
maßnahme auf die Anteile an der übertragenden Gesellschaft steuerwirksam vorgenom-
mene Teilwertabschreibung den Anteilen an der übernehmenden Gesellschaft an mit der 
Folge, dass bei der späteren Veräußerung der -hier im Sonderbetriebsvermögen gehalte-
nen- Anteile der Veräußerungsgewinn insoweit nicht steuerfrei bleibt? 
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KStG § 8c Abs 1 S 1: 
Umwandlung, Verlustabzug, Beteiligungserwerb  

Bundesfinanzhof Az: I R 1/23  
Verlustabzug bei rückwirkender UmwandlungSchränkt ein unterjähriger schädlicher Be-
teiligungserwerb (§ 8c KStG) bei nachfolgender rückwirkender Umwandlung den Ver-
lustrücktrag nicht ein (entgegen BMF-Schreiben vom 28.11.2017, BStBl I 2017, 1645)? 

 
 
 

 

StromStG § 9 Abs 1 Nr 3 Buchst b: 
Stromsteuer, Steuerbefreiung, Anlage  

Bundesfinanzhof Az: VII R 6/23  
Wird durch eine Fernsteuerbarkeit, welche grundsätzlich nur der Reduzierung der Strom-
erzeugung nach den Vorschriften des EEG dient, von räumlich voneinander entfernten 
Anlagen (BHKW) eine technische Verbindung hergestellt, welche zu einer Anlagenver-
klammerung nach § 12b Abs 2 StromStV führt? Inwiefern entspricht das Merkmal der 
"Fernsteuerbarkeit" damit dem des Merkmals "zum Zweck der Stromerzeugung zentral 
gesteuert"? 

 
 
 

 

UStG § 24: 
Durchschnittssatz, Umsatzsteuer, Turnier, Pferde  

Bundesfinanzhof Az: XI R 37/22  
Findet die Durchschnittssatzbesteuerung gem. § 24 UStG auf den Verkauf von Renn- und 
Turnierpferden Anwendung, die beim Einkauf als mehrjährige Pferde bereits angeritten 
waren bzw. über eine Ausbildung verfügten und während einer nicht nur kurzen Aufent-
haltsdauer zu hochwertigen Sportpferden weiter ausgebildet wurden? 

 


